
Bundessoziulgericht

Azo: 5 RKn 106/64

Verkündet am
25° März 1966

Reg00b°5ekretär
Schriftführer

I m N a m e
n. d e s ' V o l k e 3

In demRechtsstreit
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Beklagte und Revisionskläigerin9

‚.8 @ 6 e n

ooooonoco oooooooo ooeoooooooooonoooooooooooooo

Kläger und Revisionsbeklagter‚

hat der 50 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 250 März 1966 durch

Sengtspräsident
_

R i c h t e r ‚
'

— Vorsitzender —

Bundesrichter } Dr° D a p p r i c h,

Bundeerichter ' Dr„ ' w i t t e‚
Bundessozialrichter M a r s c h e l,

Bundessozielriohter M i c h a e l i s

für Recht erkannt:
. > ‚

Das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein—West—
falen vom 150 Februar 1964 wird aufgehobenc

Das Urteil des Sozialgerichts Aachen vom 30 Mai 1962
wird wie folgt geändert;
Der Bescheid der Beklagten vom 180 September 1961 in
der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 270 Oktober
1961 wird aufgehoben, soweit der Kläger zur Rückzah—
lung von 5459— DM verpflichtet und dieser Betrag vom
10 November 1961 an in Raten mit der laufenden Rente
des Klägers aufgerechnet worden ist()
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Im übrigen wird die Klage abgewiesen()

Ü-Die Beklagte wird verurteilt? demKläger ein Sechstelwg der diesem entstandenen außergerichtlichen Kosten des
gesamten Verfahrens zu erstattenc

Zwischen den Beteiligten besteht Streit über die Aus—

wirkung der Erhöhungen der Verletztenrenten aus der ge—

setzlichen Unfallversicherung auf Grund des Zweiten

Gesetzes zur vorläufigen Neuregelung von Geldleistungen

\in der gesetzlichen Unfallversicherung vom 29° Dezember

1960 (BGBl I 1085) — 20 NeuberGUV — und des Knappschafts—

ruhegeldes auf Grund des Dritten Rentenanpassungsgesetzes

— 30 RAG — auf die nach’Arto 2 © 25 des Knappschaftsver—

sicherungs—Neuregelungsgesetzes (KnVNG) umgestellte Rente

des Klägers aus der knappschaftlichen Rentenversicherungo

Der Kläger erhält seit 1946 Knappschaftsvollrenteo

Außerdem bezieht er wegen eines im Jahre 1941 erlittenen

Arbeitsunfalls und wegen einer im Jahre 1952 anerkannten

entschädigungspflichtigen Silikose9 die inzwischen eine

Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 70 % bewirkt‚

' zwei Verletztenrenten aus der gesetzlichen Unfallver—

sicherung° Wegen des Zusammentreffens mit den Verletzten—

renten ruht ein Teil der Rente aus der knappschaftlichen

Rentenversicherung° Für Dezember 1956 betrug die Rente

des Klägers aus der knappschaftlichen Réutenvcrsicherung

nach Anwendung der Ruhensvorschriften mit Leistungszuschla;
(Kinderzuschlag kam nicht in Betracht) monatlich 282,40 DN„
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Dmo Die Umstellung der Rente auf das vom 10 Januar 1957

an geltende Recht nach Art° 2 @ 24 KnVNG ergab unter An—
wendung der neuen Ruhensvorschriften ohne Leistungszu-

schlag als Knaypschaftsruhegeld einen monatlichen Renten—

zahlbetrag von 206,70 DM° Da dieser Betrag niedriger war

als der für Dezember 1956 zu zahlende Betrag ohne Leistungs—

zuschlag zuzüglich 21,— DM = 258,40 DM wurde diese Rente

gemäß Art° 2 5 25 KnVNG um 51,70 DN auf 258,40 DM erhöht?

der Leistungszuschlag in Höhe von 45‚— DM hinzugerechnet

und die zu zahlende Rente auf 303‚40 DM festgestellt° Dieser

Rentenbetrag hat sich auf Grund der Anpassungen nach dem

Ersten9 Zweiten und Dritten RentenanpaSsungsgesetz.{RAGÖ auf

334,50 DM erhöht° Auf Grund des 20 NeuberGUV wurden mit

Wirkung vom 10 Januar 1961 die Verletztenrenten des Klägers

um insgesamt 54,30 DM monatlich aufgebessert° Die Beklagte

war damals der Auffassung‚ daß die Erhöhung der Verletzten—

renten einen gleich hohen Betrag der Rente aus der knapp—

schaftlichen Rentenversicherung zum Ruben bringeo Mit Be—

scheid vom 180 September 1961 stellte sie daher fest, daß

die Rente des Klägers seit dem 10 Januar 1961 in Höhe von

weiteren 54‚50 DM ruhe7 so daß der neue Rentenzahlbetrag

nur noch 280‚20 Dh betrug; sie forderte gleichzeitig den

bis dahin für die Monate Januar bis Oktober 1961 nach ihrer

Auffassung überzahlten Betrag in Höhe von 543,— DM zurück

-und rechnete ihn mit der vom 10 Novemb r 1961 an zu zahlen—

den laufenden Rente in monatlichen Raten auf„ Die in diesem

Bescheid zusätzlich unter Anwendung des 5 75 des Reichsknapp-

schaftsgese‘zes (RKG) durchgeführte Berechnung der Rente führte

zu einem Rentenzahlhetrag von 213910 DM zuzüglich 45,— DM

Leistungszuschlag = 258910 DM„ Die Beklagte gewährte die Rente

in Höhe der ersten Berechnung von 280‚20 DM‚ da dies der

höhere Betrag ist„ Der Kläger legte gegen diesen Bescheid

Widerspruch ein() Er hielt die Anordnung des Rubens für unzu—
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„lässig, weil die Leistungsverbesserungen den Zweck hätten,

’-die steigenden Lebenshaltungskosten auszugleieben° Der

' Widerspruch wurde durch Bescheid vom 273 Oktober 1961 mit

der Begründung zurückgewiesen, die Anwendung der Rubens—

vorschriften auf die umgestellten Renten sei in der knapp—

sehsftlichcn Rentenversieherung — anders als bei den übrigen

Rentenversicherungszweigen —
nach 5 14 des 2, NeuberGUV

nicht ausgeschlossen; die Sonderzuscbußrenten unterlägen

denselben Ruhensbestimmungen wie die übrigen Renten, Die

iitickforderung des überzahlten Betrages sei gerechtfertigt,

weil das Ruben bereits am 10 Januar 1961 kraft Gesetzes

eingetreten sei,

Der Kläger hat gegen diesen Bescheid Klage erhobeno Nach
lseiner Auffassung stehen dem Ruben sowohl @ 79 Abs° 2 RKG

als auch @ 14 des 2, NeuberGUV entgegen, da die Rentenan—

passung keine Änderung der Bezüge bewirke,
dfägäeuberech—

nung der ruhenden Rententeile rechtfertige, Außerdem sei

der durch Art, 2 5 25 KnVNG garantierte Besitzstand ver—
letzt° ‘ ' ' ’

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage abgewiesen, soweit

sie sich gegen die Feststellung der Rente für die Zeit

seit dem 1, Oktober 1961 richtet, hat jedoch die Beklagte

verurteilt, die Rente in der bisherigen Höhe von 534,50 DM

noch bis zum Bo, September 1961 zu zahlen° Es ging davon

aus, daß die Ruhensvorscbrift des 5 75 BBG anzuwenden sei

und daß dem Kläger danach monatlich nur 213,02 DM zustün—

den, Es war jedoch der Ansicht, daß der Kläger zur Rück—

zahlung der überzehlten Beträge nicht verpflichtet sei,

weil er die Überzablung nicht verschuldet habe°
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Gegen dies s Urteil ha1ben der Kläq;cr und die Beklc■gte Berufung

eingelegt„

Durch Urteil vom 150 Febru r 1964 hat das Landessozislgericht

(LSG) entschieden:

"Auf die Berufung des Klägers wird das Urteil des SG

Aachen vom 50 Mai 1962 teilwei:xe abge ndert und der

Bescheid der Bekla{ ;ten vom 123, September 1961 in der

1%ssung des Widerspruchsbescheids vom 27, Oktober

1961 insoweit aufgehoben, als dort das Ruben der

Rente festgestellt wird Die Em<ruf1ng der Beklagten

wird zurückgewiesen,"

Das Berufungseericht ist der Auffassung, daß fie Beklagte zu

Unrecht die Rente des Klägers um den Erhßhun„sbetrag seiner

Unfallren en (=56,30 DH) zum Ruhen gebracht hat und führt da—

zu im wesentlichen aus: Zwar sei das Ruhen nicht schon auf

Grund des 5 79 Abs, 2 RÄG ausg schlossen Denn diese Vorschrift

betreffe nur die Erhöhung der Renten aus der knappschaftlichen

Rentenve‘sicherung, Es sei auch fra. glicn, ob das Ruben nach

@ 14 des 2° NeuberGüV ausgesch10ssen sei, da @ 14 330 nur die

Bezüge aus der Rentenversicherung der Arbeiter und der Renten-

versicherung der Angeste_lten erwähne° Für die sogenannten

Beste ndsrenten ergeb e sich aber aus .rt„ 2 @ 17 Satz 2 und 5 25

KnVHG eine Sonderregelung, die einer schrankenlosen Anwendung

der Ruhensvorschriften mer @@75 ff RKG entgegenstehe° Nach

Art, 2 5 17 Satz 2 KnVNG dürfe bei der Anwendung der neuen

ßuh@nsbee tin-ungen in Versicherungsfällen, die, wie beim Kläger,

vor dem 1, Januar 1957e1ngetretcn sind, der bisherige monat—

lic he hentenza:l oetrag nicht unterschritten werden und nach

Art, 2 5 25 KnVNG müsse dieser Betrag au erdem um einen Sonder—

uschuß erhöht werden, wenn die Umstellung keine oder nur eine
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Erhöhung ergebe, die — bei Versichertenrenten — weniger

als 21,— DM ausmacht, Aus der l“essung des Art° 2 5 25
KnVNG ergebe sich, daß die Rente nicht nur bei der Um—

stellung zu erhöhen, sondern daß sie für die Bezugszeit

seit Inkrafttreten dieses Gesetzes zu erhöhen sei, Diese

Regelung gelte für die gesamte Zeit bis zum Ende des Ren—

tenbezuges, Damit entfalle jede Möglichkeit, die Gültig—

keit des Besitzstandes und die Wirksamkeit des Art° 2 ©

25 KnVNG auf den Zeitpunkt und den Vorgang der Umstellung

zu beschränken, Entsprechendes gelte für Arto 2 5 17 Satz

2 KnVNG, Sein Wortlaut sage zwar nicht ausdrücklich, ob

der "bisherige monatliche Rentenzahlbetrag" nur bei der

Umstellung selbst oder auch in der Zeit danach nicht

unterschritten werden dürfe, Aber die Wendung "für Renten—
bezugszeiten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes" in Satz

1 stelle klar, daß diese Vorschrift nicht nur für den

Zeitpunkt der Umstellung selbst,sondern auch für den Zeit—

raum nach dem Inkrafttreten des Gesetzes gelte, Solange

die Besitzstsndsklausul überhaupt ihre thung behalte,

d„h, solange nicht die nach neuen Vorschriften berechnete
#ente — ohne Rücksicht auf Rentenanpassungen, die nur

die erhöhten Lebenshaltungskosten ausgleiChen‘ sollen —
die Besitzstandsrente übersteige, bleibe die Sperre in

Art, 2 5 17 satz 2 KnVNGwirksam, Art, 2 5 25 KnVNG
nehme weder unmittelbar noch mittelbar auf die neuen

Ruhensvorschriften Bezugo Zwar bestimmten Art[) 2 5 17

Satz 1 und @25 KnVNG, daß die neuen Ruhens—und Berech—
nungsvorschriften.auch für Versicherungsfälle gelten,

die vor dem 1„ Januar 1957 eingetreten sind, Es sei aber

nicht zu übersehen, daß Art, 2 @ 17 Satz 1 KnVNG durch

seinen Satz 2 und Art, 2 @ 25 KnVNG durch die nachfol—

genden @@24 Abs, 5 und 25 KnVNG eingeschränkt würden°

Habe in einem solchen Fall die Anwendung der neuen Rubens—

l_‘7 ;,
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=7- :‚‘
oder Berechnungsbestimmungen zur Folge, daß der bis—

herige Rentenbetrag unterschritten wird, so sei nach

Art° 2@@ 17 Satz 2 und 24 Abso 5 KnVNG der bisherige

monatliche Zahlbetrag zu belassen und nach Arte 2 @ 25

um den Sonderzuschuß zu erhöhen„

Die Beklagte habe einfach die Knappschaftsrente des Klägers um

die Erhöhung seiner Unfallrenten von insgesamt 54‚30 DN ge— ‘

kürzto Abgesehen davon, daß dieses Verfahren im Gesetz keine

Stütze finde, weil vor der Feststellung des Rubens nach

@@75 Abs‚ 1, 79 Abs„ 1 EKG die Grenzbeträge festgelegt

werden mußten? bei deren Überschreiten des Ruben überhaupt

lerst eintreten könne9 habe dies zur Folge9 daß von dem Ruben

außer dem Sonderzuschuß zwangsläufig auch der Leistungszu—

schlag und der SilikoSefreibetrag erfaßt würden‚ die der

Ge3@tzg@ber in 5 75 Abs° 1 RKG jedoch ausdrücklich vom Ruben
„

s

ausgenommen habe“

Auf eine unbegrenzte und schrankenlose Anwendbar eit der

Ruhensvorschriften deute auch nicht 5 2 Abs„ 2 Buchst„ b

des 4„ RAG vom 200 Dezember 1961 (BGBl I 2009) hin° Sinn und
Zweck dieser Vorschrift sei nur, die Bestandsrenten insoweit

von den Vergünstigungen der Rentenanpassung auszuschließen,

als sie zusammen mit den Unfallrenten die Höchstgrenzen über—

stiegen, die sich bei Anwendung des neuen Rechts ergeben° Auch

'aus @ 7 des 40 und 5„ RAG und Art° III 5 1 des 60 RAG sei zu
schließen‚ daß der Gesetzgeber anläßlich der Rentennnpassung

nicht die Absicht gehabt habe9 in den Besitzstand einzu—

greifen, auch dann nicht, wenn die Rentenbezüge die Höchst—

grenzen &berstiegcn, die beim Zusammentreffen von Versicher—

ten— und Verletztenrenten an sich vorgesehen seien„

Das LSG hat die Revision zugelassen„
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Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Revision eingelegt

und zur Begründung im wesentlichen vorgetragen: Vegen Er—

höhung der Unfallrenten sei das Knappschaftsruhegeld neu

zu berechnenß Dies folge einmal aus 59 75? 79 Abs° 1 EKG,

ergebe sich im vorliegenden Fall aber besonders aus @ 14

des 20 NeuberGUV° Die @@75, 76 EKG seien in dieser Vor—
schrift bewußt unerwähnt geblieben‚ und zwar offensicht—

lich wegen der Höhe der Leistungen aus der knappschaft—

lichen Rentenversic‘nerungo Daher müsse bei Änderung der

Unfallrente der Rentenzahlbetrag auf Grund des 5 79 Abs„1

RKG in den Fällen neu berechnet werden‚ in denen die

Ruhensvorschriften der 55 75‚ 76 EKG anzuwenden sind°

Dies gelte auch für Besitzstandsrenten nach Arto 2 5 24

Abs„ 5? @ 25 KnVNG; denn alle Renten, die auf das seit

dem 1° Januar 1957 geltende Recht umgestellt sind, unter—

lägen für die Folgezeit den allgemeinen Berechnungs— und

Ruhensvorschriften (Artg 2 @@23 ff, 17 Satz 1 KnVNG)O

Die Ansicht des LSG, wonach aus Art° 2 5 25 Abso 1 KnVNG

("für die Bezugszeit“) und ausArto 2 5 17 ("für Renten—
bezugszeiten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes") zu

folgern sei? daß die Besitzstandsregelung des Art° 2

@ 17 Satz 2 und des 5 24 Abs-° 5 KnVNG für die gesamte

Zeit bis zum Ende des Rentenhezuges gelte und daß nach

der Erhöhung einer Rente aus der Zeit vor dem 10 Januar

1957 um den Sonderzuschuß eine nachträgliche wiederholte
‘

Anwendung der @@75, 76 RKG nicht mehr möglich sei, treffe

nicht zuo Der gegenteilige Wille des Gesetzgebers ergebe

sich besonders aus 5 2 Abso 2 Buchst° b des 40 RAG vom

200 Dezember 1961 (BGBl I 2009), 5 4 Abs„ 1 und @6 Abso2
und 3 des 50 RAGvom 210 Dezember 1962 (BGBl I 764) sowie

aus Art° l @ 4 und 5 6 Abs° 2 und 3 des 60 RAG vom
_210 Dezember—1965 (EGBl I 1008)° Für die Absicht des Ge—

setzgebers, die "Besitzstandsrenten" auf das Niveau der
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_—9— 55

neuberechneten
Renten zurückzuführen, spreche auch Art„ III

5 1 Abs° 1 des 60 RAG9 der —anders als @5 des 10 und 5 5

des 20 BAG, 5 4 des 3„ RAG‚ @ 7 des 40 und © 7 des 5° RAG —
auch den am 310 Dezember 1965 vorhanden gewesenen "Besitz—

stand"(8tand 5° RAG) nicht uneingeschränkt schätze°

Die Beklagte beantragt‚

das Urteil des LSG Nordrhein—Westfalen vom

13° Februar 1964 sowie das Urteil des SG Aachen

vom 30 Mai 1962 aufzuheben und die Klage abzu—

weisen°

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweiseno

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend° Die grund—

sätzliche strittige Frage sei bereits durch BSG 18, 207 ff

geklärto

II

Die Revision der Beklegten hat Erfolg, soweit es sich um die

Neufeststellung des Knappschaftsruhegeldes handelt, sie ist

dagegen nicht begründet, soweit es sich um die Rückforderung

der überzahlten Beträge handelte

Entgegen der Auffassüng des Berufungsgerichts ist der ange—
foehtene Bescheid der Beklagten in der Gestalt des Wider—

spruehsbeseheids nicht rechtswidrig, soweit das Knappschsfts—

ruhegeld des Klägers neu festgestellt werden ist° Zutreffend

hat die Beklagte die Erhöhung der Renten des Klägers aus der

gesetzlichen Unfallversicherung zum Anlaß genommen‚ das

..10_
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Knappechaftsruhégeld des Klägers unter Anwendung des © 75

RKG neu festzustellen, Der Auffassung des Berufungsge—

richte, auf die nach Art, 2 5 25 KnVNG erhöhten Renten

sei die Ruhensvorschrift des 5 75 RKG nicht anzuwenden„

kann nicht gefolgt werden° " '

Die Rentenumstellung zum 1, Januar 1957 wurde in der

knappschaftlichen Rentenversicherung nach anderen Grund?

sätzen durchgeführt als in der Rentenversicherung der Ar—

heiter und in der Rentenversicherung der Angestellten;

insbesondere war die Rente nach den Vorschriften des neuen

Rechts individuell zu berechnen (Art, 2 5 24 KnVNG)° Auf

die_nach dieser Vorschrift errechnete Rente war, wenn der

Versicherte außerdem eine Verletztenrente aus der gesrtz—

lichen Unfallversicherung bezog, @ 75 RKG anzuwendeno Dies

ergibt sich aus Art° 2 9 17 KnVNG, wonach die @@75 bzw°

77 EKG, die das Ruben der Renten regeln, für Rentenbezugs—

zeiten nach dem 1, Januar 1957 auch dann anzuwenden sind,

wenn der Versicherungsfall vorher eingetreten ist, Satz 1

dieser Vorschrift schreibt zwar nur vor, daß neues Recht

auf alte Versicherungsfälle anzuwenden ist, Aus Art° 2

@ 17 Satz 2 KnVNG, wonach dem Versicherten mindestens

der bisherige monatliche Rentenzahlbetrag zu belassen ist,

ist jedoch, da er nur für die vom 1„ Januar 1957 an zu
zahlenden Renten Bedeutung haben kann, eindeutig zu ent-

nehmen, daß die 55 75 bis 77 RKG für die Zeit vom 10 Janu—

ar 1957 an auch dann anzuwenden sind, wenn die Rente

der knappschaftlichen Rentenversicherung schon vor diesem
Zeitpunkt nach dem bisherigen Recht festgestellt worden

war, Die nach Art° 2 5 24 KnVNG berechnete Rente - mit
Ausnahme der Bergmannsrente (Knappschaftsrente) und des

Knappschaftssoldes — ohne Leistungszuschlag und ohne
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Kinderzuschuß war, falls sie niedriger war? nach Art„ 2 5 25

330 auf den für Dezember 1956 maßgebenden Icntenzahlbetrag

ohne Leistungsz schlag und ohne Kinderzuschuß zuzüglich

21‚— DM bei Versichertenrenten zu erhöhen„ Der in Art„ 2

5 25 aaO vorgeschriebene Vergleich mit dem für Dezember 1956

’maßgcbenden Rentenzuhlbetrng ohne Leistungszuschlag und ohne

Kinderzusehuß konnte zudem auch deshalb erst nach Anwendung

der Kürzungs— und Ruhensvorschriften durchgeführt werden?

weil nur Gleiches mit Gleichem verglichen nerden kanno Auch

der f”r Dezember 1956 me?gebende Rentenzahlbetrag hatte sich

seinerseits erst unter Anwendung der bisher geltenden Kürzungs—

und huhensvorschriiten ergebe„„ Es waren also bei der Berech—

nung der Umstellungsrente die neuen Kürzunge— und Ruhensvor—

schriitcn anzuwenden und die so berechnete Rente dem für

Dezember 1956 maßgebenden Rentenzahlbetrag gegenüberzustellen°

Die nach Art° 2 95 25 bis 25 KnVNG unter Anwendung der Kürzunge—

und Ruhensvorschriften berechneten Renten waren‚ wie jede andere

lente, wenn auch bloß in Form einer schriftlichen Umstellungs—

mitteilung (Arto 2 5 25 Abs„ 3 KnVNG) festzustellen; die Um—
stellung ist nur eine besondere Form der Rentenfeststellung°

Dem Wesen der Rentenfeststellung entspricht es, daß in dem

Feststellungsbeseheid‚ d„hc hier in der Umstellungsmitteilung9

die Rente für die Zukunft zeitlich unbeschränkt festgestellt

wird, wobei es den allgemein gültigen Entziehungs—, Kürzungs-,

luhens— und Wegfallvorschriften überlassen bleibt9 ob und wenn

die festgistellte — hier die umgestellte — Rente in der Zukunft

gekürzt oder entzogen wird‚ zum Ruben kommt oder\wegfällto

Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts kann dem Wortlaut

des Art„ 2 @ 25 Abso 1 KnVNG nicht entnommen werden? daß die

Ruhensvorsetriften auf die nach dieser Vorschrift erhöhte um—
gestellte Rente richt anzuwenden sind° Wenn es in dieser

Vorschrift heißtz■u„o ist für die Bezugszeit sb Inkrafttreten

..12-
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dieses Gesetzes
„„, so zu erhöhen, daß „„,", so ent—

spricht das nur der allgemeinen Rechtslaqe bei Renten—

feststellungeno Alle Renten, also auch die umgestellten

Renten, werden für die Zukunft, d,h„ für Bezugezeiten

vom Beginn der Rente an zeitlich uneingeschränkt festge—

stellto Auch in Art, 2 © 23 Abs, 1 KnVNG heißt es demge—

mäß: ”„„, für Bezugszeiten vom Inkrafttreten dieses Ge—

setzes an„„“, ohne daß die Annahme gerechtfertigt wäre,

daß auf die nach Art, 2 5 24 KnVNG umgestellte Rente die

Huhensvorschriften nicht angewandt werden sollten, Diese

Formel ist sowohl in Art, 2 5 23 aaO als auch in Art, 2

@ 25 Abs, 1 aaO nur gebraucht, um die seit dem 1, Januar

1957 eingetretene Rechtsänderung hervorzuheben, Sie hat

i.n Wirklichkeit nur zum Inhalt, was bei jeder Renten—

feststellung Rechtens ist, daß durch die Umstellung die

Rente für die Zukunft grundsätzlich zeitlich uneinge—

schränkt festgestellt wird, wobei sich aber das weitere

Schicksal der umgestellten Rente nach den geltenden Ent—

ziehungs—, Ruhens—, Kürzungs— und Wegfallvorschriften rich—

tet, @ 75 RKG ist zudem nach seinem eindeutigen Wortlaut

auf alle knappschaitlichen Renten, also auch auf ein um—

gestelltes Knappschaftsruhegeld anquenden, gleichgültig,

ob dieses nach Art, 2 @ 24 oder nach Art, 2 5 25 KnVNG

berechnet worden ist, denn er beschränkt sich nicht auf

bestimmte knappschaftliehe Renten, Daher ist 5 75 EKG

nach der Umstellung auch auf alle umgestellten knappschaft—

lichen Renten anzuwenden, wenn sich die Rente aus der ge—

setzlichen Unfallversicherung ändert° Es besteht keine

Vorschrift, aus der entnommen werden könnte, daß auf

Gruppen von Renten entgeyen dem Wortlaut des @ 75 EKG die

■uhensvorschriften keine Anwendung finden sollen, Das

Gegenteil ergibt sich sogar aus Art° 2 @ 23 Abs° 4 KnVNG

_ 15 _
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wonach auf die
umgestellten Renten die für den feststellen—

den Versicherungstrüger geltenden Vorschriften Anwendung

finden, Wenn Art, 2 5 23 Abs° 4 aaO auch in erster Linie

klarstellen soll, ob bei der Umstellung die Vorsc riften

der Rentenvcrsicherung der Arbeiter, der Rentenversicherung

der Angestellten oder der lnappschaftlichen Rentenversicherung

anzuwenden sind,so ist ihm_doch weiter zu entnehmen, daß der

Gesetzgeber davon ausgeht, daß auf die umgestellten Renten

die Vorschriften des jeweiligen Versicherungszweigs anzu—

wenden sind„ Zu den für die knappschaftliche Rentenversicherung

geltenden Vorschriften gehört aber auch 9 75 RKG, der sich im

übrigen zugunsten und zuungunsten des Versicherten aus—

wirken kann, Bestätigt wird diese Auffassung durch das 40 RAG

und die Späteren Anpassungsgesetze, Wenn auch der Bescheid

vom 18, September 1961 in der Gestalt des Widerspruchsbe—

scheides vom 270 Oktober 1961, der hier angefochten ist, noch

vor Drlaß des 4° RAG vom 20° Dezember 1961 (BGBl I 2009) ergan—

gen ist und die nach dem 4, bis 80 RAG vorgenommenen Rentenan—

passungen nicht Gegenstand dieses Bescheides sind, so lassen

die in diesen RAGen getroffenen Regelungen doch erkennen, daß

der Getüzgeber davon ausgeht, daß @ 75 RKG auch auf die nach

Art, 2 @ 25 KnVNG erhöhte Rente anzuwenden ist° Dafür sprechen

insbesondere @ 2 Abs° 2 des 4o RAG vom 200 Dezember 1961

(BGBl I 2009), @4 Abs, 2 und <}6 Abs, 33des 50 RAGvom
21° Dezember 1962 (BGBl I 764;), Art, I @4 Abs, 2 und 5 6 Abs° 3
des 6 RAGvom 210 Dezember 1963 (BGBl I 1008), 5 4 Abs„ 2, '
@ 6 Abs° 3 und 5 12 Abs, 1 des 70 RAG vom 230 Dezember 1964

(EGB1 I 1085) sowie 5 4 Abs, 2 und 5 6 Abs, 3 Satz 2 des & RAG

vom 220 Dezember 1965 (BGBl I 2114)„ Die genannten Vorschriften

gehen bei der Rentenanpassung von der Anwendung des @ 75 RKG

auch auf solche Renten der knappschaftlichen Rentenversicherung

aus, die für Versicherungsfülle gewährt werden, die vor dem

13 Januar 1957 eingetreten sind; dabei ist in @ 2 Abs„ 2 Buchst°
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b des 40 RAG ausdrücklich von Renten der knappschaft—

lichen Rentenversieherung die Rede‘) die nach Arte 2 @ 25

KnVNG berechnet werden sind; "wenn auf sie die 55 759 76

des Reichsknappschaftsgesetzes Anwendung gefunden haben"o

Die Erwähnung des 5 75 EKG in diesem Zusammenhangwäre
unverständlich7 we„n er auf eine nach Art„ 2 5 25 KnVNG

umgestellte Rente nicht angewandt werden dürfteo Hat

sich der Unfall erst nach dem Inkrafttreten des KnVNG

ereignet, so kann es kaum zweifelhaft) sein, daß die auf

ihm beruhende Verlotztenrente gemäß 5 75 EKG das teil—

weise Ruhen der knappschaftlichen Rente bewirkt, auch

wenn diese nach ■rto 2 5 25 KnVNG berechnet worden ist°

Es sprechen auch keine stichhaltigen Gründe dafür? von der

Anwendung dieser Ruhensvorschrift abzusehen9 wenn sich

die Verletztenrente, die auf einem Unfall beruht, der

sich vor dem 10 Januar 1957 ereignet hat7 ändert°

In der wiederholten Anwendung des 5 75 EKG liegt nicht

etwa‚wie das Berufungsgericht meint, eine d0ppelte An—

wendung dieser Ruhensvorschrift auf dieselbe Rente‚ sondern

nur eine durch @ 79 Abs„ 1 RKG gerechtfertigte Anpassung

der Rente9 die durch die Änderung in den Eezügen des

Berechtigten veranlaßt ist und die nach @ 79 Abs° 2 EKG

allein insoweit ausgeschlossen ist‚ als die Änderung der

Bezüge nur auf einer Anpassung der Renten nach 5 71 RKG
beruht°

Schließlich steht auch @ 14 des 20 NeuberßUV der Anwen—

dung des 5 75 EKG auf die nach Art° 2 © 25 KnVNG berech—

nete Rente nicht entgegen° Denn in dieser Vorschrift ist

nur die Anwendung der @? 12789 1279 BVG und der @@559
56 AVQ ‚ nicht aber die der @@759 76 EKG ausgeschlosseno
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Gerade der Umstand, daß in 5 14 aaO die Ruhensvorschriften

der knappschaftlichen Versicherung nicht genannt sind, läßt

darauf schließen, daß die Umstellung der Geldleistungen in

der gesetzlichen Unfallversicherung auf das Ruben der knapp—

schaftlichen Renten nicht ohne Einfluß bleiben soll° Das ist

darauf zurückzuführen, daß diese Renten nach anderen Grund—

sätzen berechnet werden und daß sie in der Regel höher sind als

die Renten aus den anderen Versicherungszweigen, so daß es

nahe liegt, den knappschaftlichen Renten die Vergünstigung

des @ 14 des 20 NeuberGUV nicht auch noch zukommen zu lassen°

Die Be legte hat daher zu Recht % 75 RKG auf die umgestellte

Rente des Klägers angewendet, Das von der Beklagten in dem an—

gefochtenen Bescheid in erster Linie angewendete Verfahren, die

umgestellte Rente einfach um den Betrag zu mindern, um den die

Unfallrente erhöht werden ist, hält sie inzwischen selbst nicht

mehr für zutreffend° Sie ist aber an den auf diese Weise durch

den angefochtenen Bescheid festgestellten Betrag von 280,20 DM

gebunden° Bei der zutreffenden Anwendung des @ 75 RKG ergibt

sich nur ein Betrag von 215,10 DM ohne Leistungszuschlag und

von 258,10 D„ mit Leistungszuschlag, wie aus der in dem ange-
fochtenen Bescheid zusätzlich nach 5 75 RKG durchgeführten Be—

rechnung zu ersehen ist°

Der benet neigt aus den angeführten Gründen darüberhinaus zu
der Annahme, daß Art, 2 5 25 KnVNG keine echte Besitzstandsvor—

schrift, sondern eine bloße Berechnungsvorschrift für die Um—
stellung der Rente ist, Selbst wenn man etwas anderes annehmen

würde, könnte nur der nach Art° 2 5 25 KnVNG berechnete Betrag

(Rentenzahlbetrag für Dezember 1956 ohne Leistungszuschlag zu—

züglich 21‚— DM) = 258,40 DM in seinem Bestand geschützt sein,
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Dieser Betrngtistßubcr„neehidcräinidguggnge}; ? a;„
}

fochtenen Bescheid in erster Linie, wenn auch fehlerhaft

durchgeführten Berechnung sogar überschritten‚ da der

' ‚;

Kläger tatsächlich 280‚20 DM erhält und erhalten muß7

weil die Beklagte nach dem Grundsatz der relativen Bin-

dungswirkung von Bescheiden an diesen Rentenbetreg9 auch

wenn er fehlerhaft is ‚ zugunsten des Klägers gebunden

‚1.S to

“Da sich der engefoehtene Bescheid somit insoweit als

rechtmäßig erweist7 als das Ruben der Rente wegen Er—

höhung der Unfallrenten angeordnet ist, ist das Urteil

des LSG Nordrhein—Westfalen vom 15° Februar 1964 aufzu—

heben° Das Urteil des SG stimmt im Grundsatz mit der Auf—

fassung des erkennenden Senats überein‚ muß jedoch wegen

ungeneucr Formulierung abgeändert werden° "

Der K Eger et mit seiner Kluge — insofern in Ergebnis

ebenfalls übereinstimmend mit dem Urteil des SG — Erfolg,

soweit in dem angefochtenen Bescheid die Rückzahlung des

überzahlten Betrages von 5439— DM verlangt und dieser Be—

trag seit dem 10 November 1961 ratenweise mit der zu

zahlenden Rente aufgerechnet werden ist° Wie der erken—

nende Senntbereits entschieden hat‚ richtet sich die

Rückforderung überzahlter Beträge auch dann nach @ 93 EKG

idF des Rentcnversicherungsm■nderungsgesetzes vom 90 Juni
1965 (BGBl I 476)‚ wenn der Bescheid über die Rückforde—

rung bereits vor Erlsß dieses Gesetzes ergengen ist

(Urteil vom 25„ August 1965 - 5 BKn 72/61 - in SozR Nr„ 2

zu 5 93 hKG)o Die Voraussstzungen des Abs„ 2 Satz 2 des
% 95 ?KG liegen nicht vor9 Zwar trifft die Beklagte an
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der Überzahlung kein Verschulden° Sie hat die Rente

des Klägers unter Berücksichtigung ihrer verwaltungs-

mäßigen Belastung infolge der_erforderlieh gewordenen

Neuberechnung der Renten immerhin noch innerhalb ange—

1nessener Frist neu festgestellt, Nach @ 93—Abs° 2 RKG

körnen jedoch selbst in einem solchen Fall überzahlte

Beträge nur dann zurückgefordert werden, wenn der Ver—

sicherte bei Empfang seiner Rente gewußt hat, daß eine

Überzahlung verlag, oder wenn er dies zumindest hätte

wissen müssen° Wenn auch grundsätzlich davon auszugehen

ist, daß der Staatsbürger Gesetze mit ihrer Verkündung

kennen muß, so geht es doch nicht an, anzunehmen, daß

er den Inhalt von Gesetzen, deren Bedeutung erst durch

Entscheidung der Gerichte geklärt werden kann, richtig

nuffußt° Ein solcher Fall liegt hier vor° Denn man

kann nicht voraussetzen, daß ein Versicherter die Frage,

ob bei Erhöhung der Unfallrente @ 75 RKG auf die nach

Art° 2 9 25 KnVNG berechnete Rente anzuwenden ist und

ob Art, 2 @25 KnVNGeine Besitzetandsregeluhg enthält,
vor einer riehterliehen Entscheidung zutreffend beant—

worten konnte, Die Beklagte hat also keinen Anspruch

auf Rückzahlung der überzahlten Beträge, Der ange—
fochtene Bescheid ist daher insoweit aufzuheben, als in

ihm ein Rückforderungsanspruch festgestellt und dieser

Anspruch mit derlnufenden Rente aufgerechnet werden ist°

Der 4„ Senat des Bundessozialgeriehts hat für das Recht

der Rentenversicherung der Arbeiter die Frage, ob auf

die nach Art° 2 € 36 ArVNG berechnete Rente die Ruhens—
vorschriften des neuen Rechts anzuwenden sind, anders

entschieden (Bd, 78, 207)0‘Die Unterschiede der Um—

‚ —18—
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stellungsvorschriften der Rentenversicherung der Arbeiter

und der knappschaftlichen Rentenversicherung sind aber so

erheblich, daß eine abweichende Beurteilung dieser Frage

möglich ist; einer Anrufung des Gro%en Senats (@ 42 SGG)

bedurfte es daher nicht°

Nach alledem ist das Urteil des Beruf ngsgerichts aufzu—

heben° Die Entscheidung des SG ist mit den aus der Ur—

teilsformel ersichtlichen Änderungen aufrechtzuerhalteno

Die Kosbnentscheidung beruht auf 9 193 SGG°
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